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1 Beurteilung des Bebauungsplangebietes in bezug auf die Ausgleichspflicht  
(Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) 

Rechtliche Grundlage bildet der § 1a BauGB, der darauf hinweist, dass der Ausgleich der zu 
erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft durch geeignete Festsetzungen als Flächen 
oder Maßnahmen zum Ausgleich gemäß § 9 BauGB erfolgen soll. In der Abwägung sind die 
Darstellung des Landschaftsplanes sowie die Vermeidung von Eingriff und der Ausgleich der 
zu erwartenden Eingriffe zu berücksichtigen. Dabei gilt das Gebot, zuerst Eingriffe zu ver-
meiden bzw. zu minimieren. Dies hat Vorrang vor Ausgleich und Ersatz. Für nicht vermeid-
bare, erhebliche Eingriffe ist innerhalb einer angemessenen Frist Ausgleich bzw. Ersatz zu 
schaffen. 

Ein Ausgleich ist dann nicht erforderlich, wenn die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren (§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB).  

Im Planungsgebiet ‚Eichbühl’ ist davon auszugehen, dass folgende Bereiche baurechtlich 
zum Innenbereich gehören und folglich Eingriffe (in dem im Innenbereich üblichen Umfang) 
bereits vor der Aufstellung des Bebauungsplanes zulässig waren. Es handelt sich dabei um 
die im Bebauungsplan dargestellten Flächen WA und WA 4. 

Eingriffe (= Bebauung) entlang der Feuersteinstraße 

Eingriffe (= Bebauung) entlang des nördlichen Abschnittes Bleicherweg 

Eingriffe (= Bebauung) entlang der Unterseestraße 

Eingriffe (= Bebauung) entlang der Kindlebildstraße Hausnummer.. 52, 54, 56, 72, 74, 76 

Dahingehend ist der übrige Bereich des Planungsgebietes nicht als im Zusammenhang be-
bauter Stadtteil gemäß § 34 BauGB zu sehen, wird also dem Außenbereich zugeordnet. 

Die Abgrenzung dieses Außenbereiches ist Karte Nr. 5 (vgl. Anhang 8) zu entnehmen. 

- Für den Außenbereich findet die Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes An-
wendung, so dass eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanz zu erstellen und Ausgleichsmaßnahmen 
zu benennen sind. (s. Kap. 5.2 Grünordnungsplan). Die Fläche liegt ausschließlich im ge-
planten Allgemeinen Wohngebiet. 

- Für den Innenbereich gilt dahingegen, dass alle Eingriffe, die bislang zulässig waren, nicht 
ausgeglichen werden müssen (§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB).  

Das Verfahren für die 1. Änderung wird auf der Grundlage von § 13 BauGB durchgeführt, da 
die Grundzüge der Planung nicht berührt sind. Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird im Verein-
fachten Verfahren von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach 
§ 2 a, von der Anlage nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und 
§ 10 Abs. 4 abgesehen.  

 
2 Zuordnung der Ausgleichsmaßnamen 

Grundsätzlich sollen die Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen den Eingriffsverursachern 
zugeordnet werden. Dabei ist immer zu unterscheiden zwischen den Eingriffen, die durch die 
Erschließungsstraßen verursacht werden und den Eingriffen, die auf den einzelnen Bau-
grundstücken zu erwarten sind. Der Teil der Eingriffe, der durch die Erschließungsstraßen 
verursacht wird, kann in der Regel über die Erschließungsbeiträge abgerechnet werden. Der 
Teil der Eingriffe, der auf den Baugrundstücken erfolgt, kann über die von der Stadt Kon-
stanz erlassene Kostenerstattungssatzung oder in Form städtebaulicher Verträge abgerech-
net werden. Auf Basis dieser Kostenerstattungsatzung können die Kosten der Ausgleichs-
maßnahmen anteilig den Baugrundstücken zugeordnet und von den Bauherren eingefordert 
werden.  

Auf den Baugrundstücken (Eingriffsflächen E) und den Verkehrsflächen unterscheiden sich 
die durch die Bebauung / Erschließung hervorgerufenen Eingriffsintensitäten in die Schutz-
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güter nur unwesentlich. Daher werden die Ausgleichsmaßnahmen A 1 bis A 10 und A 11/3 
als Sammelausgleichsmaßnahme allen Bauflächen / Erschließungsflächen im gleichen Ver-
hältnis zugeordnet. 

2.1 Flächenbilanzierung für die Eingriffsflächen / öffentliche Verkehrsflächen 

In der folgenden Tabelle sind die Flächen in m² aufgeführt, welche ein Baurecht durch den 
Bebauungsplan Eichbühl erhalten (vgl. hierzu Kap 1) und versiegelt werden (Schutzgut Bo-
den, Schutzgut Tiere und Pflanzen).  

 

Gebiet 
Bauliche Hauptanlage (ver-
siegelte Fläche) in m² 

Zulässige Grundflächenzahl für Nebenanla-
gen (BauNVO § 19 Abs. 4 – 50 %) 

WA 1 1590 795 

WA 2 720 360 

WA 3 680 340 

WA 5 2190 1095 

WA 6 1460 730 

WA 7 500 250 

WA 8 2200 1100e 

 9340 4670 

 

Durch die baulichen Hauptanlagen dürfen im Bebauungsplangebiet (E-Flächen)  9340 m² 
überbaut werden. Für Nebenanlagen und Stellplätze dürfen gemäß BauNVO § 19 Abs. 4 
diese Flächen in der Regel um 50 % auf dem Baugrundstück überschritten werden. Dies 
bedeutet, dass zusätzlich eine Flächen von 4670 m² hierfür überbaut werden darf. Insgesamt 
ist auf den E-Flächen  eine Versiegelung von rd.14 000 m² zulässig. 

Zur Erschließung des Baugebietes ist ein Flächenbedarf von ca. 10 000 m² notwendig. Zur 
Ermittlung der Anteile Ausgleichsmaßnahmen für die Schutzgüter Boden sowie Tiere und 
Pflanzen (Maßnahmen A 3 und A 11/3) sind die versiegelten Flächen für die Erschließung 
und die Bauflächen im E-Gebiet zueinander ins Verhältnis zu setzen. Dies bedeutet, dass 
eine Kostenbeteiligung für die o.g. Ausgleichsmaßnahmen zu 42 % der Erschließung und zu 
58 % der Bebauung (E-Flächen) zugeordnet werden. 

2.2 Ausgleichsmaßnahmen für die Eingriffe durch die öffentliche Erschließung 

Entsprechend durchgeführter Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung für den Bebauungsplan (Ka-
pitel 6 Tabelle) werden Eingriffe verbunden mit dem Bau der Erschließungsstraße folgenden 
Maßnahmen zugeordnet und ausgeglichen: 

 

Maßnahme A 10 Verkehrsflächen 
Anpflanzung von Einzelbäumen nach Artenliste (z.B. Linde, Eber-
esche, Hainbuche) / extensive Wiese ((§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Maßnahme A 3  
anteilig zu 42 % 

Regenwasserversickerung in einem Muldensystem 
Mulden für die Regenwasserversickerung: extensive Wiese, Pflan-
zung von Sträuchern am Muldenrand (§9Abs.1 Nr. 20 BauGB und § 
74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Maßnahme A 11/3 
anteilig zu 42 % 

Biotopentwicklungsmaßnahme 
Entwicklung von Gehölzflächen durch Sukzession; Entwicklung von 
Torfböden in der Senke 
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2.3  Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe auf den Baugrundstücken (E- Flächen)  

Entsprechend durchgeführter Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung für den Bebauungsplan (GOP 
Kapitel 6 Tabelle) werden Eingriffe verbunden mit der Bebauung der Baugrundstücke mit 
folgenden Maßnahmen zugeordnet und ausgeglichen: 

 

Maßnahme A 1  Private Grünflächen 
Gehölzpflanzung nach Artenliste, mind. 1 Baum / 150 m² unbebauter 
Fläche oder 5 Sträucher (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 a BauGB) 

Maßnahme A 2  Private Grünfläche 
Begrünung der Fassaden und Carports z.B. mit Clematis, Kletterro-
sen, Geißblatt (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 a BauGB) 

Maßnahme A 3  
anteilig zu 58 % 

Regenwasserversickerung in einem Muldensystem 
Mulden für die Regenwasserversickerung: extensive Wiese, Pflan-
zung von Sträuchern am Muldenrand (§ 9Abs.1 Nr. 20 BauGB und 
§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Maßnahme A 4  Spielplatz 
Anpflanzung von Gehölzen nach der Artenliste, keine giftigen Gehölze 
am Spielplatz (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und 25 a BauGB) 

Maßnahme A 5 Sonstige Grünflächen 

Anpflanzung von Gehölzen nach der Artenliste, extensive Wiese, Er-
haltung der Gräben 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und 25 a BauGB) 

Maßnahme A 6  Regenrückhaltebecken 
Naturnahe Gestaltung der Ufer, Initialpflanzung von Röhricht  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Maßnahme A 7  Biotopentwicklung 
Schaffung eines feuchten Standorts am RRB durch Geländemodellie-
rung, Initialpflanzung von Röhricht (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 a 
BauGB) 

Maßnahme A 8  Biotopentwicklung 
Extensive Wiese, 2schürig, Entwicklung eines Krautsaumes an Ge-
hölze (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Maßnahme A 9  Lärmschutzwall / Lärmschutzwand 
Gehölzpflanzung nach Artenliste, extensive Wiese bzw. Magerrasen / 
Begrünung mit Kletterpflanzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und 25 a BauGB) 

Maßnahme A 11/3 
anteilig zu 58 % 

Biotopentwicklungsmaßnahme 
Entwicklung von Gehölzflächen durch Sukzession; Entwicklung von 
Torfböden in der Senke 

Die Ausgleichsmaßnahmen, die auf den Baugrundstücken festgesetzt sind (Bepflanzungen, 
wasserdurchlässige Beläge etc.), werden von den jeweiligen Bauherren selber durchgeführt 
und getragen und erscheinen nicht in der Kostenbilanz.  
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2.4 Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen für die Eingriffe auf den Baugrundstü-
cken und der öffentlichen Erschließung 

Das Muldensystem auf den Privatgrundstücken parallel zu den Erschließungsstraßen (Maß-
nahme A 3) nimmt sowohl das Regenwasser aus den Straßenflächen als auch von den Bau-
grundstücken auf. Aufgrund der Flächenbilanz Neuversiegelung Straße / Wohnbauflächen 
inkl. Nebenanlagen (E-Flächen) werden die Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen entspre-
chend zugeordnet. Daher wird diese Ausgleichsmaßnahme sowohl funktions- als auch kos-
tenmäßig zu 42 % den Verkehrsflächen als auch zu 58 % den Bauflächen zugeordnet. Für 
die Eingriffe in die Schutzgüter Boden und Tiere und Pflanzen besteht nach Durchführung 
aller Ausgleichsmaßnahmen im Planungsgebiet ein Ausgleichsdefizit von ca. 0,5 ha. Daher 
ist eine externe Ausgleichsmaßnahme A 11/3 nördlich des Planungsgebietes durchzuführen. 
Diese Maßnahme wird funktions- als auch kostenmäßig zu 42 % der Erschließung und zu 
58 % den Baugrundstücke zugeordnet. 
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